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Beschlussvorlage
 
Vorlage: BV/0464/2026 Datum: 30.07.2026

Dezernat 4

Verfasser: 61-Amt für Stadtentwicklung und Bauordnung Az.: 1529-26 (Bö)

Betreff:

Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 201, gem. § 31 Abs. 2 BauBG 

(Pfaffendorfer Höhe)

Gremienweg:
11.08.2026 Ausschuss für allgemeine Bau- und 

Liegenschaftsverwaltung

 einstimmig  mehrheitl.  ohne BE
 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt
 verwiesen  vertagt  geändert

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen

 
Beschlussentwurf:
Der zuständige Ausschuss stimmt für das nachgenannte Vorhaben folgender Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 201 „Städtebauliche Neuordnung der Pfaffendorfer Höhe“,

zu (§ 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB):

 
- Geplante Terrassenüberdachung überschreitet die festgesetzte hintere Baugrenze

 
Vorhabenbezei
chnung

Errichtung einer Terrassenüberdachung

Grundstück/St

raße

Johannes-Popitz-Straße 4

Gemarkung Pfaffendorf

Flur 5
Flurstück        

95/151       

        
 
 
 
 
Begründung:

Beantragt ist die Errichtung einer Terrassenüberdachung an der Ostseite des bestehenden
Mehrfamilienhauses. Die Überdachung soll eine Tiefe von ca. 5,00 m sowie eine Breite von ca. 4,80
m erhalten. Sie überschreitet die im Bebauungsplan festgesetzte hintere Baugrenze um ca. 2,50 m.

 
Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 201 „Städtebauliche Neuordnung
der Pfaffendorfer Höhe“, für den die Baunutzungsverordnung (BauNVO) 2017 gilt. Die
planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens beurteilt sich somit nach § 30 Baugesetzbuch
(BauGB) – Zulässigkeit von Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans –.

 
Nach der textlichen Festsetzung A Nr. 3.2 ist ein Vortreten von Gebäudeteilen über die Baugrenzen,
beispielsweise von Vor- und Anbauten sowie Terrassen, lediglich bis zu einer Tiefe von 1,50 m auf
maximal 30 % der jeweiligen Fassadenseite zulässig, sofern die Überschreitung mit den
bauordnungsrechtlichen Bestimmungen vereinbar ist. Die geplante Terrassenüberdachung

überschreitet dieses Maß, sodass für das Vorhaben eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB
erforderlich ist.
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Gemäß § 31 BauGB – Ausnahmen und Befreiungen – kann von den Festsetzungen eines
Bebauungsplans befreit werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und

1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder
3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen

würde und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den
öffentlichen Belangen vereinbar ist.

 
Die Grundzüge der Planung werden durch die beantragte Befreiung nicht berührt. Die
Terrassenüberdachung stellt gegenüber dem Hauptgebäude eine untergeordnete bauliche Anlage dar
und befindet sich im rückwärtigen Grundstücksbereich. Sie führt gegenüber der bereits vorhandenen
Terrassennutzung, welche genehmigungsfrei bereits vor Inkrafttreten des Bebauungsplans im Jahr
2022 errichtet worden ist, zu keiner wesentlichen Intensivierung der baulichen Nutzung und
beeinträchtigt das dem Bebauungsplan zugrunde liegende städtebauliche Konzept der
Baukörperstellung nicht.

 
Die Befreiung ist auch städtebaulich vertretbar. Durch die offene Konstruktion der Überdachung wird
die mit dem Bebauungsplan beabsichtigte städtebauliche Entwicklung nicht beeinträchtigt. Das
Vorhaben fügt sich in die vorhandene Bebauungsstruktur ein und ist aufgrund seiner Lage auf der
vom öffentlichen Straßenraum abgewandten Gebäudeseite nur eingeschränkt wahrnehmbar.
Städtebauliche Spannungen werden hierdurch nicht hervorgerufen. In der näheren Umgebung
(Johannes-Popitz-Straße 1, Az. 2930-2025) wurde bereits ein ähnliches Vorhaben
(Terrassenüberdachung – Baugrenzüberschreitung ebenfalls 2,5 m) positiv beschieden. 

 
Die Abweichung ist ferner unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen
vereinbar. Eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange ist nicht ersichtlich. Ebenso sind nachteilige
Auswirkungen auf benachbarte Grundstücke nicht zu erwarten. Nach den Antragsunterlagen wurden
die betroffenen Nachbarn sowie die Wohnungseigentümergemeinschaft über das Vorhaben
informiert; Einwendungen gegen das Vorhaben bestehen nicht.
 
Die Tatbestandsvoraussetzungen für die Befreiung sind erfüllt.

 
Mit der Befreiung ist das Vorhaben bauplanungsrechtlich zulässig.

 
 
Anlage/n:
 Auszug Bebauungsplan
 Schrägliftbilder (Geoportal)
 Katasteramtlicher Lageplan
 Grundriss EG, Ansichten

 
Finanzielle Auswirkungen:
/
Auswirkungen auf den Klimaschutz:
Keine signifikanten
 
Historie:
/
 
 




